. 


Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


(Nr. 7276.) Allerhöchſter Erlaß vom 21. Dezember 1868., betreffend die Genehmigung des 
Statuts des Danziger Hypotheken-Vereins. 


Auf Ihren Bericht vom 3. Dezember d. J. ertheile Ich dem anliegenden 


Statute des 5 
Danziger Hypotheken-Vereins 
hierdurch Meine landesherrliche Genehmigung. 


Gleichzeitig und in Folge dieſer Meiner Genehmigung, ſowie gemäß $. 2. 
des Geſetzes vom 17. Juni 1833. (Gefeh - Samml. für 1833. S. 75.) will 
Ich dem Danziger Hypotheken⸗Verein 0 das Privilegium bewilligen, 
die in jenem Statute näher bezeichneten, in Gemäßheit deſſelben zu verzinſenden 

und nach deſſen Beſtimmungen einzulöſenden Pfandbriefe und Kupons mit der 

rechtlichen Wirkung auszuſtellen, daß ein jeder Inhaber derſelben die daraus her⸗ 
vorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, 
geltend zu machen befugt iſt. Uebrigens ift dieſes Privilegium vorbehaltlich der 
Rechte Dritter und ohne dadurch für die Befriedigung der Inhaber der Pfand⸗ 
briefe und der Kupons eine Gewährleiſtung Seitens des Staats zu übernehmen, 
ertheilt worden. ; 


Dieſer Mein Erlaß und das beiliegende Statut find durch die Gett, 
Sammlung zu veröffentlichen. 


Berlin, den 21. Dezember 1868. 
| Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulen burg. Leonhardt. 


An die Miniſter der Finanzen, für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten, des Innern und der Juſtiz. 


Jahrgang 1869. (Nr. 7276.) ) D Sta- 


Ausgegeben zu Berlin den 12. Januar 1869. 


ge - x 


Statut 


des 


Danziger Hypotheken⸗ Vereins, 


L Allgemeine Beſtimmungen. 


Sil 


Tamen Bwe Unter den Namen 
un "Domat 
EE bes Danziger Hypotheken⸗Verein 
: treten die Unterzeichneten auf unbeſtimmte Zeitdauer zu einem Verein zuſammen, 
um die Bedürfniſſe des Realkredits der Beſitzer ſtädtiſcher Grundſtücke in den 
Städten Danzig, Marienwerder, Elbing, Graudenz und Thorn mög⸗ 
lichſt zu befriedigen. 
Das Domizil des Vereins iſt die Stadt Danzig. Der Verein hat 
die Rechte einer juriſtiſchen Perſon und das Recht: 
Behufs Beſchaffung der zur Beleihung von Grundſtücken feiner Mit 
glieder erforderlichen Geldmittel verzinsliche Schuldverſchreibungen, die 
auf den Inhaber lauten, nach dem beiliegenden Formular A. unter der 
5 Benennung: 
Pfandbriefe des Danziger Hypotheken⸗Vereins 
auszufertigen. | 
Der Verein ſteht unter Aufſicht der Staatsregierung; dieſelbe kann zur 
Wahrnehmung ihres Aufſichtsrechts für beſtändig oder für einzelne Fälle einen 
Kommiſſar beſtellen. i i 
Dieſer Kommiſſar kann allen Sitzungen der Direktion, des Aufſichtsrathes 
reſp. der Generaldeputation beiwohnen, ſolche Sitzungen berufen und jeder Zeit 
in den Geſchäftslokalen des Vereins von den Büchern, Rechnungen, ſonſtigen 
Skripturen, Dokumenten und Kaſſenbeſtänden Einſicht nehmen. 


$. 2. 
Mittel gum Der Verein ſoll ſeine Aufgabe dadurch löſen, daß er: 
Zwecke, 


entweder zwiſchen dem Nehmer von Geld auf Hypothekenkredit und 
dem Kapitalsgeber das Geſchäft vermittelt, 


oder 


| 
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oder ſelbſt als Darlehnsgeber die Valuta durch Hergabe von Ver⸗ 
eins⸗Pfandbriefen ($. 1.) entrichtet. 


Zur Förderung beider Geſchäfte iſt es Aufgabe des Vereins, einen Markt 
für den Umſatz ſtädtiſcher Hypothekenpapiere, eine Börſe reſp. Umſchlagstermine, 
in denen Nachfrage und Angebot ſich konzentriren, einzurichten und zu befördern. 


F. 3. 


Als Mitglieder des Vereins werden nur Eigenthümer eines in den Städten Mitglieder 
Danzig, Marienwerder, Elbing, Graudenz und Thorn belegenen ſtädtiſchen be- 
bauten Grundſtückes aufgenommen. Die Mitgliedſchaft iſt nicht davon abhängig, 
daß der Eintretende die Hülfe des Vereins in Anſpruch nimmt und daß er 
namentlich auf fein Grundſtück ein Pfandbriefsdarlehn des Vereins nachſucht 
und erhält. \ 

Die Meldung zum Eintritt in den Verein geſchieht bei der Direktion Deren Beitritt, 
deſſelben unter Einzahlung eines Eintrittsgeldes von zwei Thalern. a. freiwilliger; 

Ueber die Aufnahme entſcheidet die Direktion; verweigert fie dieſelbe, fo 
hat der fich Meldende den Rekurs an den Aufſichtsrath. 

Wer ein mit Vereins⸗Pfandbriefen beliehenes Grundſtück erwirbt, muß d. nothwendi⸗ 
zur Vermeidung einer Kündigung und Löſung des Schuldverhältniſſes in einer am: 
gerichtlich oder notariell vollzogenen Urkunde (Expromiſſions⸗Arkunde) feinen 
Beitritt und ſeine Uebernahme der Pfandbriefsſchuld und aller Pflichten gegen 
den Verein als ſeine perſönliche Schuldverbindlichkeit erklären. 

Dieſe Urkunde iſt binnen 28 Tagen nach dem Erwerbe des Grundſtückes 
der Direktion des Vereins zu überreichen. Die Zahlung eines Eintrittsgeldes 
darf in dieſem Falle nicht verlangt werden. 


§. 4. 
Jedes Mitglied iſt verpflichtet: Pflichten der 


Mitglieder im 
a) einen laufenden jährlichen SEH der auf das Kalenderjahr zwei Thaler Allgemeinen. 
beträgt, auf Erfordern der Direktion zu Verwaltungskoſten zu bezahlen, : 


b) jede auf daſſelbe gefallene Wahl als Mitglied oder Stellvertreter zum 
Aufſichtsrathe, als Deputirter zur Generaldeputation anzunehmen, wenn 
daſſelbe in gleicher Weiſe nicht bereits innerhalb der letzten drei Jahre 
thätig geweſen iſt, 


e) Aufträge der Direktion reſp. des Aufſichtsrathes, betreffend Ermittelungen 
Di. 10. 12. 21.) und gutachtliche Aeußerungen, anzunehmen und zu 
erledigen. ; t 


Ueber den Betrag des Eintrittsgeldes und des Jahresbeitrages hat kein 
Mitglied, ſofern es nicht die Kredithülfe des Vereins in Anſpruch nimmt und 
erhält, irgend eine Zahlung, unter welcher Bedingung es auch fei, zu leiſten. 


(Nr. 7276.) | 6* §. 5. 
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; $ 5. 

Austritt, Der Austritt ſteht jedem Mitgliede jederzeit frei. 

n Das im ſpeziellen Darlehnsſchuld⸗Verbande ſtehende Mitglied muß vor 
dem Austritt alle dem Verein gegenüber übernommenen Verbindlichkeiten voll⸗ 
ſtändig erfüllt und abgewickelt haben; veräußert ein ſolches Mitglied ein mit den 
Pfandbriefen des Vereins beliehenes Grundſtück, ſo erlöſchen ſeine betreffenden 
Schuldverbindlichkeiten, ſobald die Expromiſſions-Urkunde des neuen Erwerhers 
(f. $. 3.) bei der Direktion eingegangen und von dieſer ausreichend erklärt 
worden iſt. 

Auch nach ſolcher Entlaſſung kann der liberirte Schuldner Vereinsmit⸗ 

glied bleiben, fo lange die Bedingungen des F. 3. bei ihm zutreffen. 


F. 6. 


b. nothwendi⸗ Mit dem Aufhören des Beſitzes eines ſtädtiſchen bebauten Grundſtückes 

ger. ſcheidet jedes Mitglied aus dem Vereine aus. Der Aufſichtsrath kann die Aus⸗ 

ſchließung eines Vereinsmitgliedes ausſprechen, wenn das Mitglied die ihm 
ſtatutenmäßig obliegenden Verpflichtungen trotz Mahnung nicht erfüllt. 


8 
e. Folgen des Mit dem Austritt, reſp. mit der Ausſchließung aus dem Vereine erlöſchen 
Auslritts alle Rechte des betreffenden Mitgliedes an den Verein und an deffen Vermögen. 


II. Von den Organen des Vereins. 


§. 8. 
Organe. Die Angelegenheiten des Vereins werden beſorgt, geleitet, beziehungs⸗ 
weiſe kontrolirt: 
1) durch die Direktion, 
2) durch den Aufſichtsrath, 
3) durch die Generaldeputation, 
4) durch Agenten. 


Alle Veröffentlichungen der Direktion vefp. des Aufſichtsrathes müſſen 4 


erfolgen: 
Die für Zeit, a) durch den Preußiſchen Staatsanzeiger oder das etwa in der Folge an 
e deſſen Stelle tretende Regierungsblatt, u 
ter. bp) durch die Amtsblätter der Königlichen Regierungen zu Danzig und 
Marienwerder. S 


Alle ſtatutenmäßig erfolgten Veröffentlichungen haben für die Vereinsmitglieder 
Rechtswirkung und die Kraft beſonders behändigter Erlaſſe, ſofern nicht für 
einzelne Einladungen (f. $$. 13. 16.) ein Anderes vorgeſchrieben ift. SkA 
Die 


— 41 — | 
Die Bekanntmachungen können zum Zwecke weiterer Verbreitung nach 
Beſtimmung der Direktion oder des Aufſichtsrathes auch noch in anderen als 

den obigen Geſellſchaftsblättern erfolgen, doch hängt davon die Gültigkeit einer Be⸗ 
| kanntmachung niemals ab. 

t Die Direktion it der Vorſtand des Vexeins; der letztere wird 


durch die Direktion gerichtlich und außergerichtlich vertreten, der Verein wird 
namentlich durch die von der Direktion im Namen des Vereins und für ſolchen 
geſchloſſenen Rechtsgeſchäfte berechtigt und verpflichtet. Dieſe Vertretung des 

ereins erſtreckt ſich auch auf diejenigen Geſchäfte und Rechtshandlungen, für 
welche nach den Geſetzen eine Spezialvollmacht erforderlich iſt. Eide Namens 
des Vereins werden durch die Direktion geleiſtet (8. 9. ff.). 

Der Aufſichtsrath überwacht die Geſchäftsführung des Vereins in 
allen Zweigen der Verwaltung, er kann ſich jederzeit von dem Gange der An⸗ 
gelegenheiten des Vereins unterrichten, die Bücher und Schriften deſſelben jeder⸗ 
zeit einſehen und den Beſtand der Vereinskaſſe unterſuchen (f. $$. 11. ff.). 


Nigg, 

Die Direktion hat ihren Sitz in Danzig. Direktion 

Sie beſteht aus drei beſoldeten, vom Aufſichtsrathe gewählten und er- 
nannten Perſonen. 5 

; Einer der Direktoren muß dem Vereine als Mitglied angehören und ein 
ſtädtiſches Haus beſitzen, welches einen nach F. 26. ermittelten Beleihungswerth 
von 5000 Thalern oder mehr hat. Ein Direktionsmitglied muß ein zum 
Richteramte qualifizirter Juriſt ſein. : 

Der Aufſichtsrath wählt die Direktion und beſtimmt ſowohl dasjenige 
Mitglied der Direktion, welches in derſelben den Vorſitz zu führen, deren Ver⸗ 
fügungen zu vollziehen, überhaupt deren Geſchäfte zu leiten hat, als dasjenige, 
welches zugleich Kurator oder Hauptrendant der Kaſſe iſt. — Die Höhe des 
Gehaltes der Direktoren, die Zeitdauer und die Bedingungen ihrer Anſtellung 
und Penſionirung beſtimmt ebenfalls der Aufſichtsrath. Die Namen der Di⸗ 
kektoren werden vom Aufſichtsrathe durch Inſerat in die für die Veröffent⸗ 
lichungen des Vereins beſtimmten Blätter ($. 8.) bekannt gemacht, nachdem die 
Ernennung zu gerichtlichem oder notariellem Protokolle, deſſen Ausfertigung den 
Minn 4. der Direktion als Legitimation dient, ſtattgefunden hat (f. H. 10. 

inea 4.). 


er 


$. 10. 


„Die Direktion verwaltet und führt aus alle Angelegenheiten des Vereins, Nechte und 
ſoweit fie nicht in dieſem Statute dem Aufſichtsrathe und der Generaldeputation Pflichten der 
beſonders vorbehalten find; fie vertritt den Verein in allen Fällen ($. 8.). SE 

„Die Direktion ift nur beſchlußfähig bei Anweſenheit aller Mitglieder. Die 
Beſchlüſſe der Direktion werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. 

Bei ihrer Geſchäftsführung hat die Direktion die Landesgeſetze und dieſes 
Statut zu befolgen, deſſen Zwecke und Ziele zu erfüllen und die demgemäß ihr 
von dem Aufſichtsrathe ertheilten Spezial⸗Inſtruktionen zu beobachten, auch den 
Beſchlüſſen deſſelben Folge zu leiſten. 806 i 
PS (Nr, 7276.) Gegen 


LE 


„ | | 
Gegen dritte Perſonen hat jedoch eine ſolche Beſchränkung der Befugniſſe 
der Direktion, den Verein nach Außen zu vertreten, keine rechtliche Wirkung. 
Die Direktoren werden, bis dieſelben definitiv ernannt ſind, und in Fällen 
der Abweſenheit, Krankheit oder anderer Verhinderung durch die vom Aufſichts⸗ 
rathe ernannten Stellvertreter zeitweilig erſetzt, und haben ſolche die nämlichen 
Befugniſſe wie die Direktoren. 
Für die Wahl der Stellvertreter reſp. für die öffentliche Bekanntmachung 
ihrer Namen find die Beſtimmungen des H. 9. maaßgebend. 

Geſchäͤftsſahr. Das Geſchäftsjahr des Vereins iſt das Kalenderjahr, das erſte Geſchäfts⸗ 
a jahr läuft mit dem 31. Dezember des Jahres, welches auf das Jahr von der 
Publikation der landesherrlichen Genehmigung des Statuts folgt, ab. 

Die Direktion ſchließt ihre Rechnung mit dem Kalenderjahre, und hat ſie 
vollſtändige Rechnung nebſt Belegen bis zum Ende Februar des folgenden Jahres 
dem Aufſichtsrathe zu übergeben. 5 


Unterbramte. Die der Direktion nöthigen Unterbeamten werden von ihr nach erfolgter 
Zuſtimmung des Aufſichtsrathes angenommen und beſchäftigt. 
Agenten. Die Direktion kann die Mithülfe von Vereinsmitgliedern als Agenten 


bei nöthigen Ermittelungen und reſp. Begutachtungen ($. 24. Art. 15. und 26.) 
in Anſpruch nehmen und deshalb Vereinsmitglieder mit Aufträgen verſehen und 
die Auslagen reſp. Gebührniſſe ſolcher Agenten angemeſſen nach Anleitung des 
F. 20. feſtſtellen und berichtigen. ; 
Die Remunerationen ſtändiger Agenten beſtinunt der Aufſichtsrath. 
Entlaſſung der Alle Beamte des Vereins, einſchließlich der Direktoren, können, wenn fie 
Beamten. die ihnen obliegenden Pflichten gröblich verletzen, von dem Aufſichtsrathe ent- 
laffen werden. Die Beſtimmung des letzteren ift eine endgültige. 
Geſchäftslokale. Die Geſchäftslokale beſchafft die Direktion nach den a Beſchlüſſen 
des Aufſichtsrathes. 


SE 


Aufſichtsrath. Der Aufſichtsrath beſteht aus fünf Mitgliedern und fünf Stellvertretern. 
Jedes Mitglied des Aufſichtsrathes reſp. jeder Stellvertreter muß zugleich Mit- 
glied des Vereins ſein und ein ſtädtiſches bebautes Grundſtück, auf welchem für 
den Verband entweder eine Pfandbriefſchuld von mindeſtens 2500 Thalern ſchon 
eingetragen ift oder eingetragen werden könnte, eigenthümlich beſitzen (f. F. 26.). 


rei Mitglieder und drei Stellvertreter wenigſtens müſſen ihren Wohnſitz 4 


in Danzig haben. 


Die Mitglieder des Aufſichtsrathes wie die Stellvertreter derſelben werden 


durch die Generaldeputation auf zehn Jahre gewählt, ihre Namen werden ebenſo 
wie die der Direktoren (f. F. 9.) veröffentlicht. 

Alle zwei Jahre ſcheidet ein Mitglied des Aufſichtsrathes und ein Stell⸗ 
vertreter aus und wird die Stelle der ſo Ausſcheidenden durch die Wahl der 
Generaldeputation wieder beſetzt. ` ) 

Die Reihenfolge des Austritts wird für die Mitglieder der erſten Aufſichts⸗ 


periode reſp. für deren Stellvertreter durch das Loos, ſpäter durch das Alter 
S Wenn 


ihrer Amtsdauer beſtimmt. 
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Wenn im Falle einer außerordentlichen Vakanz für ein definitiv ausſchei⸗ 
dendes Mitglied des Aufſichtsrathes ein Stellvertreter eintritt, fo erfolgt dies 
nur auf die Dauer des Reſtes der Funktionszeit des Ausgeſchiedenen. 
Die Ausgeſchiedenen ſind wieder wählbar. Wahlen. 
Alljährlich wählt der Aufſichtsrath aus ſeinen in Danzig wohnenden Mit⸗ 
gliedern ſeinen Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter. 


§. 12. 


Der Aufſichtsrath kontrolirt die Geſchäftsführung der Direktion und die 0 
geſammte Verwaltung des Vereins. EE 


Er ift namentlich verpflichtet: 


1) jährlich mindeſtens einmal die Kaſſenführung des Vereins extraordinair 
durch zwei feiner Mitglieder revidiren zu laſſen, die Rechnung der Direk⸗ 
tion abzunehmen, mit Hülfe eines Rechnungsverſtändigen, der nicht Be⸗ 
amter der Geſellſchaft iſt, zu prüfen und dieſelbe nach Erledigung der 
von ihm gezogenen Monita der nächſten ordentlichen Verſammlung der 
Generaldeputation zur Decharge unterzubreiten; 


der verſammelten Generaldeputation einen ſchriftlichen Rechenſchaftsbericht 
über die abgelaufenen Kalenderjahre, ſoweit deren Rechnungen noch nicht 
dechargirt ſind, zu erſtatten, die von ihr geprüfte und gut befundene 
Rechnung zu übergeben und den Beſchluß der Generaldeputation über 
dieſe Rechnungslegung in den für die Bekanntmachungen des Vereins 
beſtimmten Blättern (§. 8.) unter Beifügung einer Bilanz zu mer, 
öffentlichen; 5 


alle Anordnungen zur Ausführung dieſes Statuts zu treffen, die Ge⸗ 
hülfen der Direktion und Beamken, ihre Gehälter, die Miethen der 
Geſchäftslokale zu beſtimmen; 

4) die Geſchäfts⸗Inſtruktionen für die Beamten des Vereins nach den Ent- 
würfen der Direktion zu prüfen und gültig feftzuftellen; 


5) über die gegen die Direktion oder andere Beamte des Vereins eingehen⸗ 
den Beſchwerden endgültig zu entſcheiden. 


Der Aufſichtsrath hat das Recht: 


einzelne ſeiner Befugniſſe durch Agenten auf kürzere oder längere Zeit aus⸗ 
üben zu laffen und diefe Mandate jederzeit zurückzuziehen (f. Hh. 21. 26,). 


§. 13. 


Der Aufſichtsrath verſammelt fich jedes Jahr mindeſtens vierteljährig, Verſaumlun, 
und außerordentlich, ſo oft der Vorſitzende oder drei ſeiner Mitglieder oder die ware 
Direktion e8 verlangen. deutliche und 
„ . Die Einladungen zur Verſammlung erfolgen von dem Vorſttzenden durch erha 
öffentliche Bekanntmachung in den für die Veröffentlichungen des Vereins ber 
r. 7276.) i ſtimm⸗ 
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ſtimmten Blättern ($. 8.) und durch befondere der Poſtbeſtellung zu übergebende 
Einladungsſchreiben ($. 19.) ; 

Die Stellvertreter werden in der bei ihrer Wahl feſtgeſetzten Reihenfolge 
durch eben ſolche beſondere, der Poſt zu übergebende Einladungsſchreiben eint 
berufen. 
| Der Auffichtsrath ift beſchlußfähig, wenn mindeſtens drei Mitglieder und 
unter dieſen der Vorſitzende, oder im Fall feiner Verhinderung deſſen Stellver⸗ 
treter, anweſend ſind. 

In den Sitzungen des Aufſichtsrathes wird ein Protokoll geführt und von 
ſämmtlichen Anweſenden unterzeichnet. 5 

Bei Wahlen der Direktoren, reſp. deren Stellvertreter hat eine Gerichts⸗ 
perſon oder ein Notar das Protokoll zu führen und auszufertigen. 


$. 14. 


Die Generaldeputation beſteht aus zehn Deputirten des Vereins. Fur 
jede der fünf Städte Danzig, Elbing, Marienwerder, Graudenz und Thorn wer⸗ 
den in Verſammlungen der Vereinsmitglieder der betreffenden Städte durch die 
zur Wahl Erſchienenen, unter Leitung eines vom Aufſichtsrathe dazu beſtimmten 
Wahlkommiſſars, zwei Deputirte durch Stimmenmehrheit gewählt. 

Wählbar find nur innerhalb der betreffenden Stadt angeſeſſene Mitglieder 
und unter dieſen nur ſolche, die wenigſtens ſeit einem Jahre dem Vereine an⸗ 
gehören. Mitglieder reſp. Stellvertreter im Aufſichtsrathe können in die Depu- 
tation gewählt werden. 

Die Wahlen erfolgen nach den unten ($$. 18. ff.) 1 Vorſchriften 
auf ſechs Jahre. Scheiden Deputirte aus irgend einem Grunde aus, fo erfolgen 
Erſatzwahlen für die noch nicht abgelaufene Zeit der Wahlperiode. 

Eine Vertretung Behufs Ausübung des Wahlrechts iſt nur: den Ehe⸗ 
frauen durch ihre Ehemänner, den unter Vormundſchaft ſtehenden Perſonen 
durch ihre Väter oder Vormünder oder Kuratoren, mehreren Beſitzern eines mit 
Pfandbriefen beliehenen Grundſtücks durch einen mittelſt einer ſchriftlichen von 
allen Miteigenthümern des betreffenden Grundſtückes unterſchriebenen Vollmacht 
ernannten Stellvertreter und den moraliſchen Perſonen durch ihre Vertreter reſp. 
deren Subſtituten geſtattet. i 

Kein zum Erſcheinen in den Wahlverſammlungen Berechtigter hat mehr 
als Eine Stimme. 

Die Einladungen zu den Wahlverſammlungen erläßt der Kommiſſar des 
Aufſichtsrathes durch einmaliges Inſerat in den Blättern des Vereins (Y. 8.) / es 
ſteht ihm frei, außerdem die Bekanntmachung des Wahltermins durch Inſertion 
in einem ſtädtiſchen Lokalblatt zu verbreiten. So lange in einer der fünf Städte 
nicht mehr als zwanzig ſtädtiſche Hausbeſitzer, die alle bereits länger als ein Jaht 


dem Vereine angehören, Vereinsmitglieder find, ernennt der Aufſichtsrath für die — 


betreffende Stadt, ohne an deren Mitglieder gebunden zu ſein, aus Mitgliedern = 
des ganzen Vereins die Deputirten; ſobald aber die Zahl zwanzig überſtiegen A 
wird, und o zwanzig davon feit länger als einem Jahre dem Vereine 
angehören, hat der Aufſichtsrath die Wahl der Deputirten aus den e = 
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die ſchon länger als ein Jahr dem Vereine angehören, für den Reſt der noch 
laufenden Periode und ſo weiter zu veranlaſſen. 


. 15 
Die Generaldeputation, regelmäßig verſammelt, ſtellt die Geſammtheit aller Rechte und 
Mitglieder des Vereins dar. Saen 
Dieſelbe iſt verpflichtet und berechtigt: SE 


1) den Aufſichtsrath zu wählen (§. 11.); 


2) die Rechnung der Direktion und den Rechenſchaftsbericht des Aufſichts⸗ 
rathes zu prüfen und beide endgültig zu dechargiren ($. 12.) / \ 


3) über den Ankauf von Grundſtücken zum Zwecke der Geſchäftsverwal⸗ 
tung zu beſchließen und danach im Allgemeinen den Aufſichtsrath mit 
Auftrag zu verſehen; die Ausführung reſp. der Abſchluß des Vertrages 
innerhalb der Grenzen des Auftrages iſt lediglich Sache des Aufſichts⸗ 
rathes ; 


4) über Aenderungen des Statuts zu berathen und zu beſchließen. 


$. 16. 


Die ordentliche Verſammlung der Generaldeputation findet alle zwei Jahre Verſammlun⸗ 
im Monat Juni ſtatt. Eine außerordentliche wird nur berufen, wenn der Zut, gen. 
ſichtsrath ſolche für nothwendig erachtet oder wenn ſie von ſechs oder mehr Mit⸗ 
gliedern der Generaldeputation bei dem Aufſichtsrathe unter Angabe des Zweckes 
ſchriftlich beantragt worden iſt, oder wenn über Aenderungen des Statuts be⸗ 


rathen und beſchloſſen werden foll (F. 15. Nr. 4. und H. 43.) 


Die Einberufung zu den Verſammlungen der Generaldeputation erfolgt 
von dem Aufſichtsrathe unter Angabe der Tagesordnung durch öffentliche Be⸗ 
kanntmachung (f. §. 8.) und durch beſondere, der Poſt übergebene Einladungsſchrei⸗ 
ben, welche mindeſtens vierzehn Tage vor dem beſtimmten Verſammlungstage 
abgehen müſſen. Der Ort der Verſammlung iſt in der Regel Danzig, jedoch 
inn der Aufſichtsrath auch eine der anderen Städte in einzelnen Fallen be, 

immen. 


Die Generaldepulation iſt beſchlußfähig, wenn wenigſtens der Vorſitzende 


des Aufſichtsrathes und in Fällen feiner Verhinderung deſſen Stellvertreter und 


ſechs Deputirte anweſend ſind. Sänuntliche Deputirte haben gleiches Stimm: 
recht. Vorſchläge und Anträge, welche Mitglieder der Deputation oder Vereins⸗ 
mitglieder auf die Tagesordnung der nächſten ordentlichen Verſammlung geſetzt 


ſehen wollen, müſſen bis zum 1. Mai des betreffenden Jahres dem Aufſichts⸗ 


rathe ſchriftlich zugeftellt fein. Der Aufſichtsrath ift nur verpflichtet, diejenigen 
Anträge von Vereins mitgliedern in die Tagesordnun aufzunehmen, die von 
mindeſtens zwanzig Mitgliedern, die bereits ſeit einem Jahre dem Verbande an⸗ 
gehören, geſtellt werden. 
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F. 17. 


af, In allen Verſammlungen der Generaldeputation führt der Vorſitzende des 
Aufſichtsrathes oder deffen Stellvertreter den Vorſitz. Der Vorſitzende hat nur 
eine berathende Stimme, ſofern er nicht Mitglied der Generaldeputation ift; er 
ift befugt, andere Mitglieder des Auflichtsrathes und Mitglieder der Direktion 
mit berathender Stimme an den Sitzungen der Generaldeputation Theil nehmen 
u laſſen. ; 

Prototole. e Ueber die Verhandlungen der Generaldeputation wird ein Protokoll durch 
eine Gerichtsperſon oder einen Notar aufgenommen und ausgefertigt. Das 
Protokoll haben zu unterzeichnen der Vorſitzende und drei Deputirte. 


F. 18. 


Wahlen und Bei Wahlen und Beſchlüſſen des Auffichtsrathes und der Generaldeputa⸗ 
Beſchlüſſe des tion ift abfolute Stimmenmehrheit der Anweſenden erforderlich. 
der Ge Ergiebt bei Wahlen die erſte Abſtimmung keine abſolute Stimmenmehr⸗ 
valbeputation. heit, fo kommen zur engeren Wahl nur die beiden Höchſtbeſtimmten. 

Haben zwei oder mehrere eine gleiche Anzahl von Stimmen erhalten, ſo 
entſcheidet das Loos darüber, wer von ihnen auf die engere Wahl zu bringen, 
oder, wenn es ſich um den letzten Wahlgang handelt, als gewählt zu betrachten 
iſt. Das Loos wird von dem, der die Wahl leitet, gezogen, iſt er ſelbſt Wahl⸗ 
kandidat, ſo vertritt ihn das dem Lebensalter nach älteſte anweſende Mitglied. 

Abſtimmungen. Die Abſtimmung erfolgt geheim mittelſt fchriftlicher Stimmzettel. 

Tritt bei Beſchlüſſen der Verſammlungen des Auffſichtsrathes oder der 
Generaldeputation Stimmengleichheit ein, ſo gilt der betreffende Antrag als ver⸗ 
worfen. 3 À 

Wirkung der | Die Abweſenden find an die Beſchlüſſe der Anweſenden gebunden. 
BVeſchlüſſe Die in den ſtatutengemäßen Grenzen und Formen gefaßten Beſchlüſſe der 
Generaldeputation verbinden alle Mitglieder des Vereins wie die übrigen Organe 
deffelben, ſofern fie, wo es erforderlich ift, die Genehmigung der Staatsregierung 
erhalten haben. 5 


§. 19. 


Ster, Die richtige Behändigung der Einladungsſchreiben zu den Sitzungen des 
ſchreiben. Aufſichtsrathes und der Generaldeputation muß bei den Akten beſcheinigt fein. 
Die Einladungsſchreiben gelten als richtig inſinuirt, wenn ihre Abgabe zur Poſt 

durch Poſteinlieferungsſchein dargethan iſt. f 


er 
1 Die Mitglieder des Aufſichtsrathes reſp. deren Stellvertreter, ſowie die 
nen. Deputirten zur Generaldeputation erhalten kein Gehalt, ſondern nur Tagegelder 


und Reiſekoſten nach den Sätzen, welche Deputirte zum Preußiſchen Provinzial- 
landtage beziehen. 


. 
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§ 21. 


Agenten, fei es ſtändige, fei es zeitige, fei es örtliche oder allgemeine, Agenten, 
kann der a beſtellen (§. 12.). Ebenſo kann die Direktion ſtändige 
oder zeitige örtliche Agenten, welche das Intereſſe des Inſtituts gegenüber den 
Kreditſuchenden und den Schuldnern des Vereins nach den Inſtruktionen der 
Direktion wahrzunehmen haben, ernennen ($$. 10. 24. Art. 15.). 

Alle Agenten reſſortiren in geſchäftlicher an von der Direktion, fie 
haben deren Aufträge zu erfüllen, aber auch, wenn ſie ſtändige örtliche Agenten 
ſind, unaufgefordert jeden zu ihrer Kenntniß kommenden, die ee des In⸗ 
ſtiturs gefährdenden Umſtand anzuzeigen; in letzterer Beziehung müſſen De na- 
mentlich die Vorſchriften des §. 24. bis $. 26. ſcharf im Auge behalten. 


III. Von der Kreditvermittelung. 


609; 


Der Verein vermittelt feinen Mitgliedern den Grundkredit, indem er durch — gerine 
die Direktion: mitglieder. 


a) entweder denſelben, wenn ſie es verlangen, Privatkapitalien zuweiſt und 
SE den Privat⸗Darlehnsgebern und den Vereinsmitgliedern das 
Geſchäft zum Abſchluſſe und zur Ausführung bringt, in welchem Falle 
das kreditnehmende Vereinsmitglied an die Vereinskaſſe die Auslagen zu 
erſtatten und eine Proviſion von einhalb Prozent des Darlehnskapitals 
zu entrichten hat, 


b) oder den Mitgliedern, die eine Darlehnsvaluta in Pfandbriefen des Ver⸗ Durch Pfand 
eins begehren, ein Pfandbriefsdarlehn nach den unten folgenden Be- briefsdarlehne 
ſtimmungen gewährt, reſp. daſſelbe verſilbert. 8 


Beantragen Nichtmitglieder des Vereins die Vermittelung auf dem Wege Vermittelung 
zu a., ſo ae ſolche durch die Direktion, fofern fie ſich mit dem Antragſteller ie 
über die zur Vereinskaſſe zu entrichtende Gebühr vereinigt hat. en 


A. Von den Vereinsdarlehnen. 


$. 23. 


Dasjenige Mitglied, das die Bewilligung eines Pfandbriefsdarlehns nach⸗ ge, 
ſucht, hat ſeinen Antrag bei der Direktion ſchriftlich anzubringen und demſelben lehne. 


beizufügen: 

| a) den en vollſtändigen Hypothekenſchein über das zu beleihende 
Grundſtück, 
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b) den Ausweis darüber, ` 
welche jährliche ſtaatliche Gebäudeſteuer und von welchem Nutzungs⸗ 
werthe das Grundſtück zur Zeit entrichtet, 
e) eine Beſcheinigung über die ſtädtiſchen, das Grundſtück belaſtenden Ab⸗ 
gaben nach dem Durchſchnitt der letzten zehn Jahre, 


d) 95 Feuerverſicherungs⸗Police und die Prämienquittung des laufenden 
Jahres. , 


$. 24. 


Vorausfekun Der Hypothekenverein gewährt feinen Mitgliedern Darlehne in den vom 
gen und Be Vereine ausgegebenen Pfandbriefen nach dem Nennwerthe unter folgenden Vor- 


di der ` 
ginn, ausſetzungen und Bedingungen: 


Artikel 1. 


Das zu oa Darlehn darf die erſten zwei Drittel des vom Vereine 
feſtzuſtellenden Werthes des Grundſtückes (f. §. 26.) nicht überſteigen. 


Artikel 2. 


Grundſtücke, deren Eigenthum Mehreren zuſteht, können nur im Ganzen 
beliehen werden. 
Artikel 3. 


Sämmtliche Unkoſten der Vorbereitung, Vollziehung des Darlehns⸗ 
geſchäftes und hypothekariſchen Eintragung des Darlehns trägt Darlehnsſucher, 
er muß auf Verlangen zur Deckung derſelben einen angemeſſenen Koſtenvorſchuß 


einzahlen. 
Artikel 4. 


Für Kapital, Zinſen, Verzugszinſen derſelben, Koſten der Kündigung und 
Beitreibung, einſchließlich der Koſten des Prozeſſes und der Sachwaltergebühren, 
für alle ſonſtigen aus dem Darlehnsgeſchäfte erwachſenden Koſten, ſowie ſonſtigen 
ſtatutenmäßigen Verpflichtungen, ebenſo für die Auslagen bei einer etwaigen 
Verſicherung der Gebäude durch den Verein, muß innerhalb der erſten zwei 
Drittel des Werthes des Grundſtückes (F. 26.) in einer gerichtlichen oder nota⸗ 
riellen Schuldurkunde zur erſten Stelle Hypothek beſtellt werden; voreingetra⸗ 
gene Poſten müſſen gelöſcht werden oder die Priorität einräumen. 

; Artikel 5. 

Der Darlehnsſchuldner ift verpflichtet, bis zur gänzlichen Tilgung der 
Schuld die auf dem beliehenen Grundſtücke 1 oder ſpäter GE 
teten Gebäude mit der höchſten zuläffigen Summe gegen Brandſchaden zu 
verſichern, und dies, wie es geſchehen, reſp. wie die Verſicherung erneuert 
worden, vier Wochen vor Ablauf der Verſicherung nachzuweiſen; der Verein ift 
berechtigt, auf Koſten und Gefahr des hierin ſäumigen Schuldners dieſe Ver⸗ 
ſicherung zu bewirken und die Auslagen ſofort einzuziehen. Der Verein kann 
auch verlangen, daß die Verſicherung bei einer ſolchen Geſellſchaft erfolge und 
fortlaufe, die dem Vereine, der ſie beſtimmt, als Hypothekengläubigerin Sch 

ere 
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dere Sicherung bei der Auszahlung der Brandgelder, reſp. bei Verſchulden des 
Verſicherers, reſp. bei Säumigkeiten deſſelben reverfirt. 


Artikel 6. 

Von dem Darlehne find jährlich ſechs Prozent zu entrichten, davon wer⸗ 
den fünf Prozent zur Verzinſung der Pfandbriefsſchuld, ein Viertel Prozent 
zu den Verwaltungskoſten und drei Viertel Prozent zur Tilgung (Amor⸗ 
tiſation) verwendet (ep. 40. ff.). Dieſe ſechs Prozent ſind in vierteljährlichen 
Raten mit je Ein und einhalb Prozent pränumerando bis zum 5. April, 5. Juli, 
5. Oktober und 5. Januar jeden Jahres an die Vereinskaſſe zu zahlen. 

Der Zinfenlauf 12 55 mit dem erſten Tage desjenigen Jahres, in wel⸗ 
chem für den Schuldner die Pfandbriefe ausgefertigt werden. 

Artikel 7. 

Dem Schuldner ſteht jederzeit frei, das Pfandbriefskapital ganz oder in 
Theilbeträgen, die durch die Zahl 25 theilbar find, mit dreimongtlicher Friſt 
ſchriftlich und dergeſtalt zu kündigen, daß die Abzahlung zum nächſten Zins⸗ 
fälligkeitstermin (f. Art. 6.) erfolge. 

Die Abzahlungen müſſen erfolgen durch in kursfähigem Zuſtande befind⸗ 
liche Pfandbriefe des Vereins nach dem Nennwerthe, unter Beifügung der noch 
laufenden Kupons und Talons; alle Verwaltungsbeiträge ſind außerdem bis 
zum Ende des laufenden Halbjahres zu berichtigen. 

Derjenige Schuldner, der die ganze Schuld abgezahlt hat, erhält auf 
ſeine Koſten die nach Art. 4. entſtandene Hypotheken⸗ Obligation nebſt einer 
löſchungsfähigen Quittung, oder, wenn er ſolches verlangt, ſtatt letzterer eine 
Ceſſionsurkunde. 

Zahlt ein Schuldner nur einen Theil der Schuld ab, ſo erhält er eine 


ü betreffende Quittung, beträgt die Theilzahlung wenigſtens ein Fünftel feiner bis⸗ 


herigen Schuld, ſo ſteht es ihm frei, unbeſchadet des Vorzugsrechtes des Vereins 
in Betreff der dem Vereine verbliebenen Reſtforderung an Kapital, Zinſen, 
Koſten und ſonſtigem Zubehör, über den abgezahlten Betrag weiter zu verfügen 
und eine jenes Vorzugsrecht Dogen löſchungsfähige Quittung oder eine be⸗ 
treffende Ceſſion nebſt Zweig⸗Dokument auf ſeine Koſten zu verlangen. 

Ueber Abſchlagszahlungen, welche nicht zwanzig Prozent der Schuld be⸗ 


tragen, darf kein Schuldner, ſo lange bis die vorhandene Schuld ganz oder in 


der Höhe von zwanzig Prozent getilgt iſt, verfügen. Alle dieſe in dieſem Ar⸗ 
tikel enthaltenen Bedingungen müſſen im Hypothekenbuche bei der Schuldpoſt 
ingroſſirt werden. 


Artikel 8. 


Kann der Darlehnsſucher die Priorität vor bereits eingetragenen Forde⸗ 
rungen nicht ſofort beſchaffen, ſo iſt die Bewilligung des Darlehns dennoch 
Forte wenn der Darlehnsſucher fich verpflichtet, die ſchon eingetragenen alten 

orderungen, ſobald dies, ſei es mit oder ohne Kündigung, zuläſſig iſt, zur 
Löſchung zu bringen, und wenn er wegen der Anſprüche aus demſelben dem 


Verein eine Kaution in der Art beſtellt, daß er für je achtzig Thaler e 
Al: 
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alten Forderung Einhundert Thaler in für ihn emittirten Pfandbriefen des 


Vereins bei dem Verein im Depot liegen läßt. 

Bei Berechnung des Betrages der Forderungen wird der Zinsſatz derſel⸗ 
ben, wenn fich kein höherer herausſtellt / auf fünf Prozent, und der Rückſtand 
der Zinſen, ſo weit deren Berichtigung nicht glaubhaft nachgewieſen worden ift, 
auf acht Jahre angenommen. 

Artikel 9. 
Der Hypothekenverein hat das Recht: 
A. das Pfandbriefskapital mit ſechsmonatlicher Friſt zu kündigen: 

a) wenn der neue Erwerber eines mit Pfandbriefen beliehenen Objektes 

die ihm ſtatutenmäßig obliegende Verpflichtung (Y. 3.) innerhalb 
der vorgeſchriebenen Friſt nicht erfüllt; 

b) wenn der Schuldner feinen ſtatuten⸗ oder vertragsmäßigen Ver⸗ 
pflichtungen trotz einmaliger Erinnerung nicht in ſpäteſtens vierzehn 
Tagen nach Abgang der Mahnung nachkommt und dieſer Abgang 
durch Poſteinlieferungsſchein bei den Akten beſcheinigt iſt / 

e) wenn das verpfändete Grundſtück vom Gerichte unter Sequeſtration 
oder Subhaſtation geſtellt iſt. 

Die in dem Falle zu b. erfolgte Kündigung kann von dem 
Aufſichtsrathe zurückgenommen werden, wenn der Schuldner allen 
ſeinen ſtatuten⸗ und vertragsmäßigen Verpflichtungen ſelbſt oder durch 
genügende Expromiſſion eines Dritten nachgekommen iſt. 


Auch hat der Hypothekenverein das Recht: 


B. eine angemeſſene theilweiſe Abzahlung der Schuld mit ſechsmonatlicher 
Friſt zur Vermeidung der Aufkündigung des ganzen Darlehns zu ver⸗ 
langen, wenn das verpfändete Grundſtück ſich dergeſtalt in ſeinem 
Schätzungswerthe verringert, daß das gegebene Darlehn abzüglich des 
für das Grundſtück amortiſirten EE nicht mehr innerhalb der erften 
Zweidrittel des der Beleihung zu Grunde gelegten Werthes feine 
Deckung de. findet. 


| Artikel 10. 
Die nach Artikel 6. eingehenden drei Viertel Prozent Tilgungsbeiträge 


und die von ihnen erwachſenden Zinfen find beſtimmt, das Darlehn planmäßig 
(f. Schema A. die Rückſeite) dergeſtalt zu tilgen, daß daſſelbe in ſpäteſtens 


42 Jahren zum ganzen Betrage abgezahlt wird. 


Artikel II. 


Der Schuldner, der die in Artikel 6. beſtimmten Zahlungen nicht prompt 
an den Fälligkeitstagen leiſtet, hat von dem Betrage der rückſtändig gebliebenen 


Summe fünf Prozent Verzugszinſen bis zum Ablauf des Vierteljahres, in dem 


der Rückſtand getilgt wird, zu entrichten. SC 
1 + 
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Artikel 12. 


Wegen der in den Fälligkeitsterminen rückſtändig gebliebenen Zahlungen 
und der davon zu entrichtenden Verzugszinſen kann ſofort Seitens der Direktion 
des Vereins eine Mandatsklage angeſtellt reſp. durch einen Sachwalter ange⸗ 
fertigt und verfolgt werden; nach eingetretener Rechtskraft des Mandats ſteht es 
im Ermeſſen der Direktion, in das Mobiliarvermögen des Schuldners oder in 
das verpfändete Grundſtück Exekution, Adminiſtration, Sequeſtration reſp. Sub⸗ 
haſtation bei Gericht nachzuſuchen, zu bewirken und zu verfolgen. 

Der Schuldner trägt die ſämmtlichen Koſten eines ſolchen Prozeſſes inkl. 
der Vertretung der Direktion, mag der Prozeß ein Objekt über oder unter 
funfzig Thaler betreffen. 

Der Schuldner kann eine gerichtliche Zahlungsſtundung nicht verlangen. 

Bei der Subhaſtation kann der Verein durch die Direktion oder deren 
Vertreter mitbieten und zur Vermeidung eines Ausfalls das Grundſtück ohne 
beſondere Staatsgenehmigung für den Verein erſtehen; der Verein iſt aber in 
ſolchem Falle gehalten, das erſtandene Grundſtück innerhalb dreier Jahre, vom 
Tage der Publikation des Zuſchlagsbeſcheides gerechnet, wieder zu verkaufen. 


Artikel 13. 
Die Direktion hat auf Verlangen des Darlehnsempfängers die Verpflich⸗ 


tung, die Realiſirung (Verſilberung) der Pfandbriefe gegen Erſtattung der 
baaren Auslagen zu vermitteln. 


Artikel 14. 


Bei der Aushändigung jedes Pfandbriefsdarlehns hat der Schuldner Ein 
Sen deffelben zu dem Reſervefonds ($$. 35. ff.) zu entrichten, er kann dieſe 
Zahlung leiſten in Pfandbriefen des Vereins zum Nominalbetrage, ſoweit jener 
Nominalbetrag jenes Prozent deckt. 


Artikel 15. 


. Die Direktion ift befugt, von Zeit zu Zeit durch Einficht der neueſten Ge- 
bäudeſteuerliſte reſp. durch Reviſion der Anlehnstaxe (§. 26.) und des Grund⸗ 
ſtückes ſelbſt, die ſie ſelbſt oder durch Agenten ($. 10.) auf Koſten des Ber- 
eins vornimmt, zu prüfen und feſtzuſtellen, ob noch das beliehene Grundſtück 
genügende Sicherheit bietet, oder laut Artikel 9. Littr. B. gegen den Schuldner 
verfahren werden müſſe. 


$. 25. 


Ueber die Gewährung, die Höhe und die Förmlichkeiten des Darlehns, 
ſowie über die Kündigung entſcheidet die Direktion, gegen deren Entſcheidung 
e Der Darlehnsfucher reſp. Schuldner binnen vierzehn Tagen den Rekurs an 
en Aufſichtsrath, dieſes Rekursverfahren unterbricht aber nicht den Lauf der 
Maaßnahmen der Direktion. j 


(Nr. 7276.) Wird 


Bewilligung, 
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Zurückwelfung. Wird ein Pfandbriefs⸗Anlehnsgeſuch definitiv zurückgewieſen, ſo hat der 


Kündigung. 


Antragſteller die entſtandenen baaren Auslagen zu erſtatten. Prüfungs- und 
Korreſpondenz⸗Gebühren paſſiren weder bei Bewilligungen noch Ablehnungen. 
Wenn die Direktion von den Rechten (F. 24. Art. 9. Littr. A. und B. 
und Art. 15.) Gebrauch macht, kann der Schuldner gegen die Beſtimmung der 
Direktion binnen vierzehn Tagen den Rekurs an den Auffichtsrath ergreifen dieſes 
Rekursverfahren unterbricht nicht den Lauf der Maaßnahmen der Direktion. 


$. 26. 


Werthsermit⸗ Der Werth des zu beleihenden Grundſtückes wird von der Direktion der⸗ 


telung. 


geſtalt feſtgeſtellt, daß: 
1) der fünfundzwanzigfache Betrag der vierprozentigen reſp. der funfzigfache 
Betrag der zweiprozentigen jährlichen ſtaatlichen Gebäudeſteuer mit dem 
Zwanzigfachen kapitaliſirt wird, 


2) durch zwei Sachverſtändige der zeitige Materialienwerth der Baulichkeiten 
feſtgeſtellt wird, und 


3) die Durchſchnittsſumme aus den Ergebniſſen zu 1. und 2. abzüglich des 
mit zwanzig multiplizirten Durchſchnittsbetrages der ſtädtiſchen Grund- 
ſtücksabgaben ($. 23. Littr. e.) als der zeitige Werth gilt. 


Von dieſem ſo ermittelten Werthe kann die Direktion die erſten zwei Drittel, 
fofern nicht die Höhe beſonderer ungewöhnlicher öffentlicher Reallaſten eine Herab⸗ 
ſetzung bis zur erſten Hälfte anräthig machen, beleihen, ſie kann ſich, um ihre 
Entſcheidung vorzubereiten, eines oder mehrerer Agenten, die ſie aus der Zahl 
der Vereinsmitglieder zur Prüfung und Begutachtung der Vorlage veranlaßt 
($. 10.), bedienen. Städtiſche Grundſtücke, die unbebaut und für fich belegen find, 
bleiben von der Beleihung gänzlich ausgeſchloſſen. 

Dem Darlehnsſucher ſteht der Rekurs an den Aufſichtsrath zu, über 
ſolchen entſcheidet letzterer endgültig innerhalb der vorſtehend angegebenen Grenzen; 
es ſteht dem Aufſichtsrathe frei, ebenfalls vorher die Aeußerung eines oder meh- 
rerer Agenten einzuholen. 


B. Von den Pfandbriefen insbeſondere. 
a K 


Pfandbrief. Der Hypothekenverein entrichtet die Darlehnsvaluta dem Darlehnsnehmer 


Kupons u 


up 
Talons. 


in Vereins⸗Pfandbriefen (§. 1.) zum Nominalwerth. 
Die Pfandbriefe werden von der Direktion in Abſchnitten von 1000 Rthlr., 


500 Rthlr., 100 Rthlr., 50 Rthlr. und 25 Rthlr. und danach zu bildenden 


Serien ausgefertigt und ausgegeben; der Darlehnsnehmer kann verlangen, daß 
ein Fünftel des Darlehns ihm in Abſchnitten zu 100 Rthlr. und darunter 
gewährt werde. 
nd Den Pfandbriefen werden zur Erhebung der halbjährlich zahlbaren Zinſen 
Kupons auf fünf Jahre nach Formular B., die mit Talons (Formular C.) E 
„ II 
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ſehen ſind, beigefügt. — Eine Amortiſation ausgegebener Zinskupons findet nicht 
ſtatt, ebenſowenig eine Amortiſation verlorener Talons. 

Die Ausreichung der neuen Kupons⸗Serie erfolgt, wenn der dazu beſtimmte 
Talon nicht eingereicht werden kann, an den Vorzeiger des betreffenden Pfand⸗ 
briefes. Iſt aber vorher der Verluſt des Talons der Direktion angezeigt und 
der Aushändigung der neuen Serie der Kupons widerſprochen worden, fo hält 
ſolche die Direktion ſo lange zurück, bis die ſtreitigen Anſprüche auf die neue 
Serie gütlich oder auf dem Wege des Prozeſſes unter den Parteien auf deren 
Koſten erledigt ſind. 

Die Ausfertigung der Pfandbriefe erfolgt durch die Direktion unter Mit- 
zuziehung des Vorſitzenden und eines Mitgliedes des Aufſichtsrathes erſt dann, 
wenn das bewilligte Darlehn für den Verein im Hypothekenbuche zu keinem 
geringeren Betrage ingroſſirt worden iſt. 

Der Geſammtbetrag aller ausgefertigten „ darf den Geſammt⸗ 
betrag aller dem Verein zuſtehenden Hypothekenforderungen zu keiner Zeit über⸗ 


ſteigen. 
Die Mitglieder der Direktion und des Aufſichtsrathes ſind hiefür perſön⸗ 
lich verantwortlich. 


$. 28. 


ft ein Darlehn in Folge der Kündigung des Schuldners ganz oder theil- Einziehung und SE 
weiſe zurückgezahlt (Art. 7. $. 24.), fo wird dafür der dem Kapitalsbetrag ent- Paare de — 
ſprechende Nominalbetrag von Vereins⸗Pfandbriefen nebſt Kupons und Talons TTT 
durch den Aufſichtsrath kaſſirt. 

Wenn die Beſtände des Tilgungsfonds (F. 40.) Behufs Amortiſation zur 
Verwendung kommen, ſo werden die der Amortiſationsſumme entſprechenden 
Pfandbriefe durch Verlooſung beſtimmt; die ausgelooſten Pfandbriefe werden 
mit dreimonatlicher Friſt durch dreimalige Bekanntmachungen in den H. 8. bezeich⸗ 
neten Blättern den Inhabern gekündigt. Die verlooſten Pfandbriefe 
werden beim Eingange mit dem Nominalbetrage baar bezahlt, ſofern 
ſie mit den noch nicht fälligen Kupons und Talons in kursfähigem Zuſtande 
eingeliefert ſind. 

Für fehlende Kupons wird dem Einliefernden der betreffende Betrag von 
der ihm zuſtehenden Einlöſungsvaluta in Abzug gebracht. 

Die Verlooſung erfolgt nach Jahresgeſellſchaften, welche die in ein und 
demſelben Jahre emittirten Pfandbriefe bilden und darſtellen. 

Die Verlooſung muß in Höhe des Solls der Amortiſationsraten erfolgen, 

und ſoweit dieſe im Rückſtande ſind, hat ſie der Reſervefonds vorzuſchießen. 

Die Stückzahl der für jede betreffende Jahresgeſellſchaft auszulooſenden 
Pfandbriefe wird dergeſtalt beſtimmt, daß jede einzelne Gattung der Apoints, 
ſoweit es möglich iſt, verhältnißmäßig zur Verlooſung gelangt. 

Die ausgelooſten und eingelöſten Pfandbriefe nebſt Kupons und Talons 
werden durch den Aufſichtsrath kaſſirt. 


1 Die Valuta der ungeachtet ihrer erfolgten Kündigung nicht eingelieferten Amoxtifation 
Pfandbriefe bleibt bis nach Ablauf der zu denſelben verabreichten Kupons⸗Serie im 1 D E 
Jahrgang 1869. (Ir. 7276.) 8 Es briefe 


E d Se 


Gewahrſam des Vereins und zu deſſen Nutzen. Sobald die Kupons ⸗Serie ab- 
gelaufen und ſofern bis dahin keine Se der Pfandbriefe erfolgt ift, wird 
der Kapitalsbetrag nach Abzug der nicht beigebrachten Kupons dem Königlichen 
Stadt: und Kreisgericht zu Danzig Daar überliefert. Das Gericht hat demnächst 
die Amortiſation ſolcher nicht eingelieferten Pfandbriefe auf Koſten des Inhabers 
unter Entnahme derſelben aus der bei ihm deponirten Maſſe zu veranlaſſen. 


§. 29. 


Nechte des Der Inhaber eines Vereins⸗Pfandbriefes hat kein Kündigungsrecht, er 
0 kann nur die terminliche Zahlung der vorgeſchriebenen Zinſen und zu dem Zwecke 
habers. die Ausreichung und Einlöſüng der Zinskupons reſp. Ausreichung der Talons 
fordern. b 
Sicherheit. Für die Sicherheit der Pfandbriefe und aller aus denſelben entſprin⸗ 
genden Rechte iſt das Vermögen des Vereins verhaftet. 
Gefriedigungs⸗ Wird der Gläubiger wegen der fälligen Zinſen reſp. wegen des Nominal⸗ 
wege. betrages des ihm gekündigten ausgelooſten Pfandbriefes von dem Verein nicht 
befriedigt, ſo ſteht ihm die Befugniß zu, im ordentlichen Rechtswege gegen den 
Verein ſeine Befriedigung 
a) zunächſt aus dem Reſervefonds, 


b) ſodann aus denjenigen Hypothekenforderungen, welche der Verein für be⸗ 
willigte Darlehne erworben hat und noch eigenthümlich beſitzt, mittelſt 


gerichtlicher Ueberweiſun auf Grund des Geſetzes vom 4. Juli 1822. 
F. 6. (Geſetz⸗Samml. S. 178. ff.) nach feiner Auswahl zu ſuchen. 


Eine beſondere Befugniß zur Kündigung der durch ſolche Ueberweiſung 
erworbenen Hypothekenforderung ſteht dem Ceſſionar gegen den Darlehnsſchuldner 
nicht zu; nur alle die Rechte und Pflichten, welche dem Verein gegen das ver⸗ 
pfändete Grundſtück oder deffen Beſitzer zugeſtanden haben, gehen auf dieſen 
Gläubiger mit der Ueberweiſung über. | 


| $. 30, 
Kupons⸗Ein⸗ Die Zahlung der Pfandbriefszinſen durch baare Einlöſung der Kupons 
löſung. erfolgt am 1. Juli und am 2. Januar jeden Jahres bei der Kaſſe des Vereins. 
Kupons Ver⸗ Das Forderungsrecht aus den Kupons und alſo das Recht der Zinſen⸗ 


Ahrung. forderung erliſcht, wenn die Zinskupons innerhalb vier Jahren, vom 31:8 
zember nach dem Tage der Fälligkeit des Jahres, in welches der Zahlungstag 
fällt, gerechnet, nicht zur Einlöſung vorgelegt worden ſind. 

Die Beträge dieſer verjährten Kupons fließen in den Reſervefonds (51350. 
0 8.31. 191750 
Vindikation, Wegen der Eigenthumsübertragung, der Vindikation, des Außer- und 


3 


Arten 


ET AH 


Außer, und Wiederinkursſetzens der Vereins⸗Pfandbriefe finden die gemeingeſetzlichen Beſtim⸗ A 


Wiederinkurs⸗ 


eng. mungen für die auf jeden Inhaber lautenden Papiere Anwendung. 
Bert 


r 
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$. 32. 


Verlorne oder beſchädigte Pfandbriefe werden in Gemäßheit der geſetz⸗ weer und 
8 Si 


lichen Beſtimmungen amortiſirt. 

Pfandbriefe, welche durch Vermerke, Beſchädigung oder Befleckung zum 
Umlauf ungeeignet geworden ſind, gleichwohl aber die weſentlichen Merkmale 
der Aechtheit und Identität, z. B. die Bezeichnung der Serie, der Nummer, 
des Kapitalbetrages, der Unterſchrift, noch erkennen laffen, werden auf Verlan⸗ 
gen des Inhabers nach dem Geſetze vom 4. Mai 1843. (Geſetz-Samml. S. 177.) 
gegen Erſtattung der Auslagen, einſchließlich der Schreibgebühren, und zwar 
unter derſelben Nummer durch die Direktion und den Aufſichtsrath (f. $. 27.) 
umgefertigt. 


IV. Von den Fonds des Vereins. 


eſchädigte 


Pfandbriefe. 


§. 33. 
Die Fonds des Vereins ſind: 
1) der Betriebsfonds, 
2) der Zinſenfonds, 
3) der Reſervefonds, 
4) der Tilgungsfonds. 
$. 34. 
Der Betriebsfonds wird gebildet: Betriebsfonds. 


a) durch die von den Mitgliedern beim Eintritt in den Verein gezahlten 
Eintrittsgelder (f. §. 3.) und Beiträge ($- 4.) / 


b) durch das Viertel Prozent, welches der Darlehnsſchuldner jährlich über 
05 e Se Pfandbriefsinhaber zugeſicherten Jahreszinſen entrichtet 
24. Art. 6.) / 


e) aus den Proviſionen bei Vermittelungen (f. H. 22.) / 
d) durch die von ſeinen Beſtänden gewonnenen Zinſen. 


„Aus dieſen Einnahmen (F. 34. a. b. e. d.) werden ſowohl die laufenden 
jährlichen Verwaltungskoſten als auch die Einrichtungskoſten beſtritten. 

5 Ueberſteigen die Jahresbeſtände dieſes Fonds die Ausgaben, ſo wird der 
überſchießende Betrag dieſes Fonds in den Reſervefonds (J. 35. b.) abgeführt. 
Dieſer Betriebsfonds iſt Eigenthum des Vereins, über die Verwendung deſſelben 
ſteht lediglich dem Aufſichtsrathe die endgültige Beſtimmung zu. / 


(Nr. 7276.) 8* Der 
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Zinſenfonds. Der Zinſenfonds wird gebildet durch die fünf Prozent Jahreszinſen, 
welche die Pfandbriefsſchuldner nach G. 24. Artikel 6. zahlen. Aus dieſem Fonds 
werden die Kupons der emittirten Pfandbriefe eingelöſt. Die Beträge der ver⸗ 
jährten Kupons fließen in den Reſervefonds. 


§. 35: 
` Sea. Der Reſervefonds bildet ſich: 


a) aus dem Beitrage von Einem Prozent, den jeder Darlehnsnehmer 
(f K. 24. Ark. 14.) zu entrichten hat ! 


b) aus den Veberſchüſſen des Betriebsfonds ($. 34.) , 

e) aus den Verzugszinſen (§. 24. Art. 11.) / 3 

A) aus den Beträgen nicht abgehobener und verjährter Kupons ($. 30.) / ) 

e) aus den außerordentlichen Einnahmen des Vereins; 

) aus den Zinſen feiner Beſtände / 

g) aus den Zwiſchenzinſen, die von den nach Artikel 6. H. 24. vierteljährlich 
pränumerando gezahlten Zinſen bis zu ihrer Verwendung gewonnen werden. 

F. 36. 
Der Reſervefonds hat die Beſtimmung: 

a) SE „welche der Verein an Kapital, Zinſen und Koſten erleidet, zu 
ecken : 

p) dem Betriebsfonds, ſofern er zur Deckung der Jahresausgaben nicht 
ausreicht, Vorſchüſſe zu machen; ; 

c) die ausbleibenden Zinſen, Amortiſations⸗ und Verwaltungs⸗Koſtenbeiträge 
vorzuſchießen. ; 


er et 


Der Reſervefonds ift Eigenthum des Vereins, über ihn hat lediglich der i 
Aufſichtsrath die endgültigen Beſtimmungen zu erlaſſen. | 
$. 38. 

Austretende Vereinsmitglieder haben nicht das Recht, aus dem Betriebs- 
Zinſen⸗ und Reſervefonds eine Herauszahlung, ſei es auch nur eines Theiles der- 
ſelben, zu fordern. 

| $. 39. 4 

; Wenn der Reſervefonds zehn Prozent der noch beftehenden Hypotheken 
forderungen des Vereins überſteigt, und wenn die jährlichen Zinſen des Reſerve⸗ 
fonds die ſämmtlichen Betriebskoſten decken können, und ſo lange dieſe Zinſen 
un⸗ 


E EE 


unter diefen Bedarf nicht ſinken, ift der Aufſichtsrath befugt, von der Erhebung 
des nach F. 24. Artikel 6. zu den Verwaltungskoſten beſtimmten Ein Viertel 
Prozent entweder ganz Abſtand zu nehmen, oder dieſes Viertel Prozent ange⸗ 
meſſen zu vermindern. 

Diejenigen Summen, welche dem Kapitale nach die beſagten zehn Prozent 
im Reſervefonds überſteigen, ſollen nicht in zinstragenden Effekten angelegt, ſon⸗ 
dern bankmäßig im Wechſel⸗ und Lombardverkehr nach den Grundſätzen der 
Preußiſchen Bank zur Förderung und Erleichterung des perſönlichen Kredits 
der Grundbeſitzer, die dem Vereine angehören, nach den vom Aufſichtsrathe zu 
erlaſſenden Beſtimmungen, durch die Direktion angelegt und verwaltet werden. 


H. 40. 


Der Tilgungsfonds wird gebildet durch die drei Viertel Prozent, welche Lilgungsfonds. 
die Darlehnsſchuldner jährlich in den ſechsprozentigen Zinſen ($. 24. Art. 6.) ; 
entrichten, ſowie aus den Zinſen feiner Beſtände. Aus dieſem Fonds werden die 

A e periodiſch halbjährlich nach §. 28. im Wege der Verlooſung baar 

getilgt. ' 


§. 41. 


Der Tilgungsfonds ift beſtimmt, die in jedem Jahre emittirten 
Pfandbriefe planmäßig in ſpäteſtens zweiundvierzig Jahren zu 
amortiſiren (Art. 10. §. 24. und Schema A. Rückſeite). 

, Um den periodiſch amortiſirten Betrag mindert fich die Schuld und wird 
dies dem betreffenden Grundſtücke in einem beſonderen Amortiſationskonto laufend 
gutgeſchrieben. i 

Sobald einem Grundſtücke zwanzig Prozent oder mehr des auf dem 
Grundſtücke eingetragen ſtehenden Pfandbriefskapitals gutgeſchrieben find, kann 
der Schuldner über dieſen gutgeſchriebenen Betrag ebenſo verfügen, wie es ihm 
bei Kündigungen der Art. 7. N 24. geftattet. 

Solche Operationen ändern nichts in der Pflicht, drei Viertel Prozent 
vom urſprünglichen Pfandbriefskapitale zur Amortiſation weiter zu entrichten. 

i 1 Schuldner, der bei eigener Kündigung das ganze Darlehn zu⸗ 
rückzahlt, erhält den ihm gutgeſchriebenen Betrag darauf gutgerechnet. 


K. 42. 


Die Beſtände des Betriebsfonds und des Reſervefonds werden, nach 
Maaßgabe der in $. 39. beſtimmten Ausnahmen, von der Direktion zinsbar, 
entweder in inländiſchen Staats⸗ oder vom Staate garantirten Papieren, in in- 
ländiſchen Pfandbriefen, eingeſchloſſen die Pfandbriefe des Vereins, zu Gunſten 
des Vereins angelegt. l 


(Nr. 7276.) V. Wen: 


V. Aenderung des Statuts, Auflöͤſung des Vereins. 


$. 43. 

Abänderungen Eine Aenderung des Statuts kann nur zufolge eines in einer beſonders 
des Statuts. dazu anberaumten außerordentlichen Verſammlung der Generaldeputation gefaßten 
Beſchluſſes mit landesherrlicher Genehmigung erfolgen. i 

Der Beſchluß erfordert die Zuftimmung von wenigſtens ſieben Mitgliedern 
der geſammten Generaldeputation (F. 14.). ; 


| 
f 
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Auflöfung bes Eine Auflöſung des Vereins kann nur zufolge eines in einer dazu anbe⸗ 

E raumten außerordentlichen Verſammlung der Generaldeputation gefaßten Be⸗ 
ſchluſſes mit landesherrlicher Genehmigung erfolgen. Der Beſchluß erfordert die 
einſtimmige Zuſtimmung des vollzähligen Aufſichtsrathes und die Zuſtimmung 
von mindeſtens ſieben Mitgliedern der Generaldeputation ($. 14.). 


c A ⅛—LLU—— —— — 


§. 45. 


N Besten, Tritt die Auflöſung ein, fo erfolgt das Liquidationsverfahren durch die 
` verfahren. Direktion; dieſelbe hat die laufenden Geſchäfte zu beendigen, die Forderungen des 
d Vereins einzuziehen, das Vermögen des Vereins zu verſilbern. Das nach Be⸗ 
richtigung aller Schulden aus den Beſtänden des Betriebs- und Reſervefonds 
übrig bleibende reine Vermögen ſtellt das zu vertheilende Vereinsvermögen dar, 
und wird dieſes unter diejenigen Mitglieder des Vereins, welche zur Zeit deſſen 
Hypothekenſchuldner ſind, pro rata ihrer Kapitals⸗Hypothekenſchuld vertheilt. | 
Nach beendigtem Liquidationsgeſchäft ift eine Verſammlung der General 
deputation von der Direktion nach den im gegenwärtigen Statut für deren Kon⸗ 
vokation gegebenen Vorſchriften zum Zwecke der Vorlegung der Schlußrechnung 
und Ertheilung der Decharge zu berufen. 

Die von den in dieſer Verſammlung anweſenden, nicht mit zum Aufſichts⸗ 
rathe gehörenden Deputirten ertheilte Decharge befreit die Direktion und den 
Aufſichtsrath den Mitgliedern des Vereins gegenüber von allem und jedem fer⸗ 
neren Nachweiſe, ſowie von jedem Anſpruche wegen der erfolgten Liquidation. 


f 
| 
| 
i 
Eine gleiche rechtliche Folge tritt ein, falls in der Verſammlung der Ge⸗ 
d 
j 
a 


neraldeputation kein bei der Verwaltung unbetheiligter Deputirter erſchienen iſt 
und ſich dieſer Fall in einer zweiten, eigends zu dieſem Zwecke berufenen Bere 
ſammlung der Generaldeputation wiederholt hat. E 
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VI. Uebergangsbeſtimmungen. 


$. 46. 


Die Herren: 1. Rechtsanwalt C. Roepell, 2. Kaufmann Otto Steffens, Gründungs, 
3. Kaufmann S. Moritzſohn, 4. Fabrikant A. Laubmeyer, 5. Kaufmann R. Toi, 
Damme, alle zu Danzig, bilden das Gründungskomité. Dieſes Komité wird 
hierdurch beauftragt und ermächtigt: 


a) das Vereinsſtatut zur landesherrlichen Beſtätigung zu bringen und Namens Nechte und 
der Vereinsmitglieder diejenigen Abänderungen, welche die Staatsregierung Priten. 
zur Bedingung der Allerhöchſten Beſtätigung macht und die das Komité 
für annehmbar erachtet, zu treffen und feſtzuſetzen, und das ſo umgeänderte 
Statut Namens aller Vereinsmitglieder zu vollziehen; 


b) bis zur definitiven Bildung aller Verwaltungsorgane (§§. 8. ff.) alle 
ſtatutenmäßigen Geſchäfte des Vereins zu beſorgen und zu verwalten. 
Das Komits vereinigt in ſich alle Rechte und Pflichten der Direktion, 
des Aufſichtsrathes und der Generaldeputation, mit der Einſchränkung: 


aa) daß daſſelbe Direktoren und Beamte höchſtens auf drei Jahre an⸗ 
ſtellen darf und 


bb) nicht befugt ift, Grundſtücke zum Geſchäftslokal für den Verein 
anzukaufen. 


; Für ein verhindertes Mitglied des Gründungskomités kann das Komité 
einen Stellvertreter kooptiren, ſowie überhaupt fich durch Kooptation verſtärken. 

Das Gründungskomité verfährt nach den Vorſchriften dieſes Statuts, es 
ernennt ein bis drei Mitglieder für die interimiſtiſche Direktion, wie drei Mit⸗ 
Biber für den interimiſtiſchen Aufſichtsrath, fo daß diefe beiden interimiſtiſchen 
Irgane alle die Geſchäfte haben, mit allen Rechten und Pflichten, welche der 
künftigen definitiven Direktion reſp. dem künftigen definitiven Aufſichtsrath in 
dieſem Statut zugewieſen ſind. í i 

Das Gründungskomits erſetzt und vertritt die definitive Generaldeputation. 


§. 47. g 
Das Gründungskomits beſteht fo lange fort, bis die Eintrittsgelder und Dauer des 


die Jahresbeiträge der Mitglieder und das Viertel Prozent, das als Verwaltungs⸗ Wm 
koſten⸗Beitrag von den Darlehnsſchuldnern entrichtet wird, eine folche jährliche ss 
Durchſchnittseinnahme erreichen, daß ſolche den vollſtändigen Jahresbetrieb und 
die Gründungskoſten decken und namentlich den Koſtenaufwand für die Errich⸗ 
tung und Unterhaltung der definitiven Direktion, des Nebenperſonals und der 
ganzen Verwaltung für die nächſten Jahre ſichern. 
Tritt dieſer Zeitpunkt ein, fo hat das Komité die Wahl der Deputirten 
zur Generaldeputation zu veranlaſſen reſp. ſelbſt auszuüben (§ . 14. ff.), die er- 
(Ir. 7276) wähl⸗ 
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wählten Deputirten zur Verſammlung und Sitzung einzuladen, die neue General⸗ 

deputation zu konſtituiren, durch ſolche den definitiven Aufſichtsrath wählen zu 
laſſen und demſelben die weitere Leitung reſp. Kontrole der Geſchäfte zu über⸗ 
laſſen und von ihm Decharge zu verlangen und entgegenzunehmen. Bis zu dem 
Tage, an dem dieſer definitive Aufſichtsrath die definitive Direktion in die Ge⸗ 
fchäfte einführt, beſorgt noch die von dem Gründungskomits beftellte interimiſtiſche 
Direktion alle Geſchäfte der Direktion fort. 


$. 48. 


Remuneration Das Gründungskomité iſt für feine Ausgaben und ganze Mühwaltung 
1 0 a angemeſſen, jedoch mit Rückſicht auf den Beſtand des Betriebsfonds und die 
; Höhe der von dieſem zu beſtreitenden Jahresausgabe, in runder Summe, ſei es 
auf einmal, fet es in Vertheilung auf die nächſten drei Betriebsjahre, zu ent⸗ 
ſchädigen. Die Vereinbarung hierüber ift von dem erſten definitiven Aufſichts⸗ 
rathe mit dem Komite einzuleiten und abzuſchließen; das Komité regulirt in ſich 

die Untervertheilung der ihm beſtimmten Remuneration. 
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(Nr. 7277.) Statut des Verbandes zur Melioration des Bühner⸗Bachgebietes im Kreiſe 
Tecklenburg der Provinz Weſtphalen und in den Aemtern Fürſtenau 
und Vörden der Provinz Hannover. Vom 21. Dezember 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, auf Grund des Geſetzes vom 28. Februar 1843. e. 56. 57. (Geſetz⸗ 
Samml. vom Jahre 1843. S. 41.), des Geſetzes vom 11. Mai 1853. Ar⸗ 
tikel 2. (Geſetz Samml. vom Jahre 1853. S. 182.) und der Verordnung vom 
28. Mai 1867. Artikel 1. und 2. (Geſetz»Samml. vom Jahre 1867. S. 769.), 
nach Anhörung der Betheiligten, was folgt: f 
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Um die Grundſtücke in den Teich-, Tömmer-, Nieren- und Seeſter⸗Bruch⸗ 
Niederungen in den Gemeinden Ueffeln, Linten, Neuenkirchen, Limbergen und 
Vinte des Amtes Fürſtenau, und Achmer des Amtes Vörden in der Provinz 
Hannover, ſowie in der Gemeinde Seeſte des Kreiſes Tecklenburg in der Pro⸗ 
vinz Weſtphalen durch Entwäſſerung zu verbeſſern, werden die Beſitzer dieſer 
Grundſtücke unter der Benennung: 


„Verband zur Melioration des Bühner-Bachgebietes“ 
zu einer Genoſſenſchaft mit Korporationsrechten vereinigt. 
Der Verband hat ſeinen Gerichtsſtand beim Amtsgerichte zu Fürſtenau. 


§. 2. 


Zur Sozietät gehören diejenigen Grundſtücke, welche innerhalb der Arron⸗ 
diſſementslinien des zum Projekte des Waſſerbau⸗Inſpektors Michaelis vom 
9. April 1868. gehörigen Situationsplans und der darauf bezüglichen Spezial⸗ 
karten belegen ſind, mit Ausnahme derjenigen Haideflächen, welche wegen ihrer 
hohen Lage von der Entwäſſerung keinen Vortheil haben. 

Sollte ſich ſpäter herausſtellen, daß außer den hiernach gemäß $. 4. zum 
Verbande gezogenen Grundſtücken noch andere Grundflächen aus den Anlagen 
Vortheile ziehen, ſo kann deren Heranziehung zum Verbande auf Antrag des 
Sozietätsvorſtandes nach vorheriger Anhörung der Beſitzer mit Genehmigung 
der Staats⸗Aufſichtsbehörde erfolgen. 


. 3. 


Dem Verbande liegt ob, die Entwäfferungsanlagen im Allgemeinen nach 
Cr. 7277.) dem 


SE 


9, April 1868., im Speziellen nach den Plänen, welche in Ausbildung des er⸗ 
wähnten Generalplans vom bauleitenden Techniker auszuavbeiten find, auszu⸗ 
führen. In Streitfällen ſind die Spezialpläne von der Staats⸗Aufſichtsbehörde 
feſtzuſetzen. e . 
Im Beſonderen wird beſtimmt, daß die Ausführung der Arbeiten, welche 
die Räumung der Entwäſſerungszüge zur Beſchaffung der Vorfluth bezwecken, 
den Uferbeſitzern unter der Kontrole des Vorſtandes der Genoſſenſchaft obliegt. 
Es gehören zu dieſen Arbeiten: 
a) die Räumung der Bäume und Sträucher aus dem Bette und von den 
Ufern der Entwäſſerungszüge, j 
b) das Auskrauten des Bettes derſelben, 
e) das Abſtechen von Uferanwüchſen, 


d) das Auswerfen des Schlammes und Sandes aus dem Bette bis auf 
die natürliche Sohle. ; 


Alle übrigen Arbeiten zur Herſtellung der Entwäſſerung, namentlich: 
1) Herſtellung der Durchſtiche / 
2) Herſtellung der Profile der Bäche und Gräben nach Maaßgabe des 
Projektes, 
3) Fixiren der Grabenſohlen durch Sohlſchwellen oder Steine, 


4) Herſtellung der erforderlichen Brücken und Tieferlegung der zu hoch lie⸗ 
genden Brückenſohlen und Durchläſſe in öffentlichen Wegen, 


werden auf Koſten der Sozietät ausgeführt. 


Die Herſtellung von Brücken reſp. die Veränderung der vorhandenen 
Brücken in den Privat- und Kulturwegen iſt Sache der Wege⸗Intereſſenten, 
beziehungsweiſe der Grundbeſitzer, doch ſoll zu der erſten Anlage ein vom So⸗ 
E feſtzuſtellender Prozentſatz der Koſten aus Sozietätsmitteln berich⸗ 
tigt werden. | | 


Die Koſten der erforderlichen Stauwerke tragen die ſpeziell dabei intereſſirten 
Genoſſen. \ 

Die Errichtung, Unterhaltung und Handhabung ſolcher Stauwerke muß 
nach den Vorſchriften erfolgen, welche den Genoſſen hierüber vom Vorſtande 
unter Genehmigung der Staats-Aufſichtsbehörde ertheilt werden. 


§. 4. 


Die Koſten zur Herſtellung der gemeinſchaftlichen Anlagen werden von 
den Genoſſen durch Geldbeiträge nach dem Verhältniß des den einzelnen Grund⸗ 


ſtücken 


dem Plane und dem Koſtenanſchlage des Waſſerbau⸗Inſpektors Michaelis vom 
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ſtücken aus der Entwäſſerung erwachſenden Vortheils nach Maaßgabe des 
Kataſters aufgebracht. 


Das Kataſter enthält fämmtliche nach F. 2. zur Sozietät gehörige Grund⸗ 
ſtücke. In demſelben wird die ganze Meliorationsfläche in diejenigen vier Unter⸗ 
abtheilungen getheilt, welche auf dem Situationsplan (§. 2.) und in dem 
Koſtenanſchlage ($. 3.) auseinandergehalten find. Diejenigen Koſten, welche aus⸗ 
ſchließlich im Intereſſe einer einzelnen Abtheilung entſtehen, werden allein von 
den in dieſer Abtheilung betheiligten Grundbeſitzern, diejenigen Koſten, welche im 
Intereſſe mehrerer Abtheilungen entſtehen, von den Beſitzern der Grundſtücke in 
dieſen Abtheilungen aufgebracht. i 


In ſämmtlichen vier Abtheilungen werden die Grundſtücke nach Maaß⸗ 
gabe ihres Werthes und des ihnen aus der Entwäſſerung erwachſenden Vortheils 
in zwei Klaſſen eingetheilt, deren Arrondiſſementslinien in den zum Projekte 
gehörigen Spezial- und Ueberſichtsplänen angegeben ſind. 


Die erſte Klaſſe, aus Wieſen, Grünländereien und Torfmooren beſtehend, 
bezahlt pro Morgen fünf Theile, die zweite Klaſſe, meiſtens Haideboden ent, 
haltend, pro Morgen einen Theil zu den Anlagekoſten. 


i Nach vorſtehenden Grundſätzen wird das vorläufige Kataſter vom Ver⸗ 
bandsvorſtande aufgeſtellt. Sobald die Sozietätsanlagen vollendet ſind, erfolgt 
eine Reviſion des vorläufigen Kataſters durch zwei von der Staats⸗Aufſichts⸗ 
behörde zu ernennende Sachverſtändige unter Leitung des Sozietätsdirektors, der 
bei Meinungsverſchiedenheiten die entſcheidende Stimme hat. Bei dieſer Reviſion 
können auf Antrag der Sachverſtändigen die Klaſſen und deren Werthſätze von 


der Staats Aufſichtsbehörde mit Genehmigung des Miniſters für die landwirth⸗ 


ſchaftlichen Angelegenheiten auch anderweit feſtgeſetzt werden. 


Das ſo vollendete Kataſter wird nach vorheriger ortsüblicher Bekannt⸗ 
machung in je einem Exemplare in den Büreaus des Landrathsamtes des Kreiſes 
Tecklenburg und der beiden Aemter Fürſtenau und Vörden vier Wochen lang 
offen gelegt. Reklamationen dagegen müſſen binnen dieſer Friſt ſchriftlich beim 


Sibodzietätsdirektor angebracht werden. Die eingegangenen Reklamationen werden 


von dem letzteren und den beiden Sachverſtändigen unter Zuziehung des Be⸗ 
ſchwerdeführers und eines Mitgliedes des Vorſtandes unterſucht. Mit dem Er⸗ 
gebniſſe der Unterſuchung werden der Beſchwerdeführer und das Vorſtandsmitglied 
ekannt gemacht; find beide Theile damit einverſtanden, ſo wird das Kataſter 
demgemäß berichtigt, iſt der Beſchwerdeführer oder das Vorſtandsmitglied nicht 
damit zufrieden, ſo haben die Sachverſtändigen ihr Gutachten zu Protokoll zu 
motiviren und erfolgt alsdann die Entſcheidung durch die Staats⸗Aufſichtsbehörde. 
Gegen deren Entſcheidung iſt Rekurs an den Miniſter für die landwirthſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten zuläffig, der gleichfalls binnen vier Wochen beim Sozietäts⸗ 
Direktor angemeldet werden muß. ; 


Die Koften des Reklamations, und Rekursverfahrens trägt der unterliegende 
Theil. Sobald die Reklamationen beſeitigt ſind, wird das Kataſter von der 


Staats⸗Aufſichtsbehörde definitiv feſtgeſtellt. 
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Vor und während der Ausführung der Anlagen kann der Vorſtand die 
Erhebung von Beiträgen nach Maaßgabe des vorläufigen Kataſters beſchließen. 
Die Ausgleichung erfolgt nach definitiver Feſtſtellung des Kataſters. 


Dem Vorſtande bleibt vorbehalten, im Fall die ſofortige Aufbringung der 
Baukoſten für die Betheiligten zu drückend werden möchte, die Aufnahme eines 
auf Amortiſation anzuleihenden zinsbaren Darlehns zu beſchließen. 


Die Zinſen und Amortiſationsraten dieſes Kapitals, ebenſo wie die künf⸗ 
tigen Unterhaltungskoſten der gemeinſchaftlichen Anlagen, werden nach Maaßgabe 
des Kataſters aufgebracht. Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Sozietäts⸗ 
beiträge ruht mit der Sozietätspflicht gleich den ſonſtigen gemeinen Laſten und 
Abgaben als Reallaſt unablöslich auf den verpflichteten Grundſtücken. 


Die Beiträge ſind auf das Ausſchreiben des Direktors der Sozietät in 
den darin bezeichneten Terminen zur Kaſſe des Verbandes bei Vermeidung der 
adminiſtrativen Exekution einzuzahlen. Innerhalb der Gemeinden bewirken deren 
Vorſtände die Einziehung und Abführung zur Kaſſe des Verbandes. 


§. 5. 
Die Anlagen werden unter Leitung eines Technikers theils in Tagelohn, 


theils nach angemeſſenen Akkordſätzen, theils, ſoweit es zweckmäßig erſcheint, nach 
Beſtimmung des Vorſtandes durch Verdingung an den Mindeſtfordernden aus⸗ 


geführt. Ausnahmsweiſe kann der Vorſtand auch die Anlagen (insbeſondere 


Grabenarbeit bei den Binnenentwäſſerungen) durch Naturalleiſtung der betheiligten 
Grundbeſitzer ausführen laſſen. Im letzteren Falle iſt der Direktor der Sozietät 
befugt, die nicht rechtzeitig oder nicht gehörig ausgeführten Arbeiten nach ein⸗ 
maliger vergeblicher Erinnerung auf Koſten des Säumigen machen und die 
Koſten von demſelben im Wege der adminiſtrativen Exekution beitreiben zu 
laſſen. Eben dazu iſt der Direktor befugt bei Arbeiten, welche den ed 
Genoſſen für ihre Grundſtücke obliegen und im Intereſſe der ganzen Anlage 
nicht unterbleiben dürfen. Hierzu gehören diejenigen Arbeiten, welche nach $. 3. 
den Adjazenten der Entwäſſerungszuͤge in Bezug auf deren Räumung und Aus⸗ 
krautung obliegen. 


$. 6. 


Außer der Herſtellung der im §. 3. erwähnten Anlagen liegt dem Ver⸗ 
bande ob, Binnenentwäſſerungs⸗ und Bewäſſerungs⸗Anlagen innerhalb des Me⸗ 
liorationsgebietes, welche nur durch Zuſammenwirken mehrerer Grundbeſitzer aus- 
führbar ſind, zu vermitteln und nöthigenfalls auf Koſten der ſpeziell dabei 
Betheiligten burchzuführen nachdem der Plan und das Beitragsverhältniß von 
der Staats⸗Aufſichtsbehörde nach Anhörung der Betheiligten feſtgeſtellt iſt. 


Die Koften ſolcher neuen Anlagen, ſowie die Unterhaltung derſelben, 
werden nach Verhältniß des Vortheils von den ſpeziell dabei Betheiligten ge- 
` tra⸗ 


r 


SEE e 


| tragen. Auch hat der Verband die Unterhaltung derartiger Nebenanlagen durch 
feine Beamte beauffichtigen zu laffen und „ſoweit es erforderlich, in regelmäßige 
Schau zu nehmen, 
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Soweit die anzulegenden Entwäſſerungsgräben fremde, nicht zur Sozietät 
gehörige Grundſtücke durchſchneiden oder berühren, ſind die betreffenden Grund⸗ 
eigenthümer verpflichtet, den zu den Gräben und Bauwerken erforderlichen Grund 
und Boden, desgleichen das zur Unterbringung der Erde etwa erforderliche 
Terrain im Wege der Expropriation egen Entſchädigung herzugeben. Die Re⸗ 

Hi die im Kreiſe Tecklenburg belegenen 


für die in den Aemtern Fürſtenau und Vörde belegenen Grundſtücke nach Maaß⸗ 
gabe des Hannoverſchen Geſetzes vom 22. Auguſt 1847. 

Soweit dagegen die Entwäſſerungsgräben Grundſtücke berühren, welche 
zur Sozietät gehören, muß jeder Sozietätsgenoſſe die Anlegung der Gräben und 
Bauwerke ohne Weiteres geſtatten. l 

Für den dazu erforderlichen, der Nutzung entzogenen Grund und Boden 
wird dem Beſitzer, ſoweit ihm der Werth nicht durch das an den Dammdoſſi⸗ 
rungen und Uferrändern wachſende Gras oder andere Vortheile erſetzt werden 
ſollte, Entſchädigung von dem Verbande EN Streitigkeiten hierüber werden, 
mit SE des Rechtsweges, durch das Schiedsgericht (conf. $. 14.) ent- 
ſchieden. 

Dieſe Beſtimmung gilt auch für den Fall, daß bei Herſtellung der Binnen⸗ 
Entwäſſerungs⸗ und Bewäſſerungs⸗Anlagen im Meliorationsgebiete ($. 6.) für 
den dazu herzugebenden Grund und Boden Entſchädigungsanſprüche von den 
Sozietätsmitgliedern erhoben werden ſollten. 


5 H. 8. ; 
Die Angelegenheiten des Verbandes werden geleitet von einem Vorſtande, 
welcher aus einem Direktor als Vorſitzenden und vier Grabenſchöffen beſteht. 


Der Direktor und die Grabenſchöffen bekleiden ein Ehrenamt. Als Erſatz 
für baare Auslagen und Verſäumniſſe erhält der Direktor eine jährliche Ver⸗ 
gütung, welche nach Anhörung der Generalverſammlung in den einzelnen Mp- 
theilungen alle drei Jahre von der Staats⸗Aufſichtsbehörde feſtzuſetzen iſt. 


SÉ? 


Der Direktor der Sozietät, für den es der Mitgliedſchaft zum Sozietäts⸗ 
Nr. 7277 10* Ver: 
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Verbande nicht bedarf, wird von der Staats-Auffichtsbehörde ernannt. Die 
übrigen Mitglieder des Vorſtandes werden aus der Reihe der Genoſſen auf drei 
Jahre gewählt und zwar in der Art, daß jede Abtheilung einen Grabenſchöffen 
zu wählen hat. Bei der Wahl hat jedes Mitglied der Genoſſenſchaft Eine 
Stimme. Wer mehr als zehn Morgen in der betreffenden Abtheilung befikt, 
hat zwei Stimmen, wer mehr als zwanzig Morgen beſitzt, hat drei Stimmen u. ſ. w., 
ſo daß jeder Mehrbeſitz von zehn Morgen Eine Stimme mehr verleiht. 


Minderjährige und moraliſche Perſonen können durch ihre geſetzlichen Ver⸗ 
treter, Ehefrauen durch ihre Ehemänner mitſtimmen. 


Wählbar zum Schöffen ift derjenige, welcher mindeſtens fünf Morgen im 
Verbande beſitzt und den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte nicht durch rechts⸗ 
kräftiges Erkenntniß verloren hat. 


Die Wahl erfolgt durch abſolute Stimmenmehrheit. Wo die abſolute 
Mehrheit fehlt, ſind von denjenigen Kandidaten, welche die meiſten Stimmen 
für ſich haben, ſo viele auf eine engere Wahl zu bringen, als die doppelte Zahl 
der noch zu Wählenden beträgt. 


Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 


Der von der Staats⸗Aufſichtsbehörde zu ernennende Wahlkommiſſar bes 
ruft die Wahlverſammlung und führt den Vorſitz in derſelben. Er verpflichtet 
die Gewählten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 


Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder dient das vom Wahlkommiſſar 
zu beſcheinigende Wahlprotokoll. 


Für jeden der vier Schöffen wird gleichzeitig ein Stellvertreter erwählt. 
Der Stellvertreter nimmt in Krankheits- oder Verhinderungsfällen des Vorſtands⸗ 
mitgliedes deſſen Stelle ein. Außerdem tritt, wenn ein Vorſtandsmitglied wäh⸗ 
rend ſeiner Wahlzeit ſtirbt oder ſeinen Wohnſitz in der Gegend aufgiebt, deſſen 
Stellvertreter für die Dauer der Wahlperiode ein. 


§ 10. 


Der Direktor der Sozietät führt die Verwaltung nach den Beſtimmungen 
des Statuts und den Beſchlüſſen des Vorſtandes und vertritt die Genoſſenſchaft 
in allen Angelegenheiten auch dritten Perſonen und Behörden gegenüber, in und 
außer Gericht. Er hat insbeſondere 


1) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach den n 
Plänen mit Hülfe des betreffenden Technikers zu veranlaſſen und zu be⸗ 
aufſichtigen/ 


2) die Beiträge auszuſchreiben und von den Säumigen nöthigenfalls durch 
adminiſtrative Exekution zur Verbandskaſſe einzuziehen, die Zahlungen 
auf dieſe Kaſſe anzuweiſen und die Verwaltung der Kaſſe zu . 

5 ) die 


3) die Voranſchläge und die Jahresrechnungen den Grabenſchöffen zur Feſt⸗ 
ftellung und Abnahme vorzulegen, 

4) den Grabenmeiſter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
und die halbjährigen Grabenſchauen April und November mit den Graben⸗ 
ſchöffen abzuhalten, ; 

5) den Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen und die Urkunden 
derſelben zu unterzeichnen, und 

6) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und des dazu zu erlaſſenden Reglements (F. 11.), ſowie 
wegen etwaiger eigenmächtiger Veränderung der Entwäſſerungs⸗Anlagen 
bis zur Höhe auf drei Thaler feſtzuſetzen und zur Kaffe einzuziehen. 

In Behinderungsfällen kann ſich der Direktor durch einen der Graben⸗ 
ſchöffen vertreten laffen, 


SEL 


Der Vorſtand hat über alle Angelegenheiten des Verbandes zu beſchließen, 
ſoweit ſolche nicht dem Vorſitzenden nach F. 10. überwieſen ſind, insbeſondere: 


a) über die zur Erfüllung der Sozietätszwecke nothwendigen und nützlichen 
Einrichtungen, 


b) über den Jahresetat und die erforderlichen gewöhnlichen und außergewöhn⸗ 
lichen Ausſchreiben, ſowie über die Decharge der Jahresrechnung, 


e) über etwaige Anleihen, 
d) über Verträge und 
e) über die Annahme des Rendanten und des Grabenmeiſters. 


Auch hat er wegen Räumung der Gräben und nach Ausführung von 
Bewäſſerungs⸗ Anlagen wegen der Wäſſerungs⸗Ordnung, der Heuwerbung und 
der Hütung auf den Wieſen die nöthigen Beſtimmungen zu treffen, deren Ueber⸗ 
tretung er mit Ordnungsſtrafen bis zu drei Thalern zu ahnden beſugt ift. 


Zu einem gültigen Beſchluſſe iſt die Anweſenheit von zwei Vorſtands⸗ 
mitgliedern außer dem Direktor oder deſſen Stellvertreter erforderlich. Bei 
Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

§. 12. 


Der Sozietäts⸗Kaſſenrendant wird vom Vorſtande gewählt und die Wahl 
von der Staats⸗Aufſichtsbehörde beſtätigt. 
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Zur Beaufſichtigung und Beſchützung der Sozietätsanlagen ſtellt der 
Vorſtand einen Grabenmeiſter auf dreimonatliche Kündigung gegen einen von 
ihm feſtzuſetzenden Lohn an. | 


Der Grabenmeiſter wird als Feldhüter vereidigt und muß den Anwei⸗ 
ſungen des Sozietätsdirektors pünktlich Folge leiſten. Er kann von dem letzteren 
mit Verweis und Geldſtrafe bis zu Einem Thaler beſtraft werden. 


§. 14. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern der Sozietät über das Er: 
genthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von Grund⸗ 
gerechtigfeiten oder andern Nutzungsrechten, und über beſondere, auf ſpeziellen 
Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten entſtehen, gehören zur Ent 
ſcheidung der ordentlichen Gerichte. 


Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des Ver⸗ 
bandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder mehrerer Genoſſen bes 
treffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 


Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs an 
ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung des 
Beſcheides an gerechnet, bei dem Sozietätsdirektor angemeldet werden muß. Ein 
weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil trägt die Koſten. 


i Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden und zwei Beiſitzern. 
Der Vorſitzende wird von der Staats⸗Aufſichtsbehörde alle drei Jahre ernannt. 
Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter für jeden werden von der Generalver- 
ſammlung der Genoſſen auf drei Jahre gewählt. Wählbar iſt Jeder, der in 
der Gemeinde feines Wohnortes zu öffentlichen Gemeinde⸗Aemtern wählbar iſt, 
Grundbeſitz hat und nicht Mitglied des Verbandes iſt. Das Schiedsgericht 
entſcheidet nach Stimmenmehrheit. N 


§. 15. 
Der Meliorationsverband ift der Oberaufſicht des Staats unterworfen. 


Das Aufſſichtsrecht wird bis zur Vollendung der Sozietätsanlagen (F. 3.) von 


dem Oberpräſidenten der Provinz Weſtphalen, ſpäter von der Landdroſtei in 
Osnabrück, beziehungsweiſe von der künftig an deren Stelle tretenden Landes⸗ 
polizei⸗Behörde, und in höherer Inſtanz von dem Miniſter für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten nach Maaßgabe dieſes Statuts, übrigens in dem Um⸗ 
fange und mit den Befugniſſen, welche den Auffichtsbehörden den Gemeinden 
gegenüber zuſtehen, ausgeübt. ; 
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Abänderungen dieſes Statuts können nur unter landesherrlicher Genehmi⸗ 
gung erfolgen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 21. Dezember 1868. 


(J.. S.) Wilhelm. 
v. Selchow. Leonhardt. 


5 — —— ——kſ: 


(Nr. 7278.) Allerhöchſter Erlaß vom 21. November 1868., betreffend die Verleihung der 
Í fiskaliſchen Vorrechte an den Kreis Ober: Barnim für den Bau und die 
Unterhaltung einer Kreis-Chauſſee von Straußberg über Hohenſtein und 
Ruhlsdorf bis zur Prötzel⸗Müncheberger Staatsſtraße, im Kreiſe Ober⸗ 

Barnim, Regierungsbezirks Potsdam. 


9 Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Kreis⸗ 
Chauſſee von Straußberg über Hohenſtein und Ruhlsdorf bis zur Prötzel⸗ 
Müncheberger Staatsſtraße, im Kreiſe Ober⸗Barnim, Regierungsbezirks Potsdam, 
genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Ober⸗Barnim das Expro⸗ 
priationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen 
das Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und Unterhaltungs⸗ Materialien, nach 
Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf 
dieſe Straße. Zugleich will Ich dem genannten Kreiſe gegen Uebernahme der 


| künftigen chauffeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des 


Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal 
RE Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden 
1 Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats. Chaufern von 
Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch follen die dem Chauſſeegeld⸗ 
Tarife vom 29. Februar 1840. an ehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
polizei-Vergehen auf die gedachte Straf zur Anwendung kommen. ; 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 21. November 1868. 


Wilhelm. | 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Minifter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Cr. 72777279.) ; ; (Nr. 7279.) 


(Nr. 7279.) Allerhöchſter Erlaß vom 2. Dezember 1868, betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte an den Kreis Habelſchwerdt, im Regierungsbezirk 
Breslau, für den Bau und die Unterhaltung der Habelſchwerdt-Marien⸗ 
thaler Landſtraße, von dem Nummerjtein 251. der Glatz-Bobiſchauer 
Staatsſtraße beginnend, bis zur Vöhmiſchen Landesgrenze in Marienthal, 
ſowie der Zweigſtraße von Roſenthal nach Mittelwalde, im Kreife 
Habelſchwerdt. ; 


Wo Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den chauſſeemäßigen 
Ausbau der Habelſchwerdt⸗Marienthaler Landſtraße, von dem Nummerſtein 251. 
der Glatz⸗Bobiſchauer Staatsſtraße beginnend, bis zur Böhmiſchen Landesgrenze 
in Marienthal, ſowie der Zweigſtraße von Roſenthal nach Mittelwalde, im Kreiſe 
Habelſchwerdt, Regierungsbezirk Breslau, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch 
dem Kreiſe Habelſchwerdt das Expropriationsrecht für die zu dieſen Chauſſeen 
erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſee⸗ 
bau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗ 
Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. Zugleich will 
Ich dem gedachten Kreiſe gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen 
Unterhaltung der Straßen das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach 
den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗ 
Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Be⸗ 
freiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, 
wie diefe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, 
hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tariſe vom 29. Fe⸗ 
bruar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf 
die gedachten Straßen zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. ; ' 


Berlin, ben 2. Dezember 1868. 
Wilhelm. 


Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
A) DELA AE NAA TA I TIERE 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
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(R. v. Decker). 


